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1 Anlass, Grundlagen, Ziele 

Die Eigentümer des Grundstücks Flur 14, Flurstück 126/30 beabsichtigen, ein Wohnhaus mit 
integrierter Arztpraxis zu errichten. Das Grundstück befindet sich innerhalb des zusammen-
hängend bebauten Ortsteils von Villmar, liegt jedoch bauplanungsrechtlich im sogenannten 
„Außenbereich im Innenbereich“. Eine planungsrechtliche Grundlage für eine Bebauung be-
steht bislang nicht, weshalb das Baurecht durch die Aufstellung eines Bebauungsplans ge-
schaffen werden soll. 
Mit dem Vorhaben werden zwei zentrale Ziele der städtebaulichen Entwicklung des Marktfle-
cken Villmars verfolgt: die Schaffung von zusätzlichem Wohnraum sowie die wohnortnahe Si-
cherung und Stärkung der medizinischen Versorgung. Die Ansiedlung einer Arztpraxis im Woh-
numfeld trägt zur besseren Erreichbarkeit gesundheitlicher Dienstleistungen bei und unter-
stützt die soziale Infrastruktur vor Ort. 
 
Der Bebauungsplan verfolgt das Ziel, durch maßvolle Nachverdichtung neuen Wohn- und Ge-
werberaum innerhalb des Siedlungsbereichs zu schaffen. Die Planung wird daher als Maß-
nahme der Innenentwicklung im Sinne des § 13a BauGB bewertet. Der Bebauungsplan wird 
im beschleunigten Verfahren ohne Durchführung einer Umweltprüfung aufgestellt. 
 

2 Lage und Abgrenzung des Plangebiets 

Das ca. 2.160 m² große Plangebiet (Flurstück 126/30, Flur 14) liegt im geografischen Zentrum 
von Villmar. Es befindet sich nördlich der Straße „Am Wiesenberg“, südöstlich angrenzend an 
die bestehende Wohnbebauung entlang der Kapellenstraße sowie westlich eines befestigten 
Fußwegs. Die Erschließung des Grundstücks erfolgt über die Straße „Am Wiesenberg“. 
 
Abbildung 1: Lage des Plangebiets  

 
BILDQUELLE: GEOPORTAL HESSEN (2025) 

 
Der Geltungsbereich umfasst ein bislang unbebautes Grundstück innerhalb des zusammen-
hängend bebauten Ortsteils. Die Fläche ist geprägt durch einen gewachsenen Gehölz- und 
Baumbestand und weist einen naturnahen Charakter auf. Im derzeit gültigen Flächennutzungs-
plan ist das Areal als „Grünfläche mit der Zweckbestimmung Spielplatz“ dargestellt, wird jedoch 
aktuell nicht als solcher genutzt. 
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Die im Bestand vorhandene Durchgrünung wird durch die Festsetzungen des Bebauungsplans 
planerisch gesichert und weiterentwickelt. Vorgesehen sind unter anderem Regelungen zur 
wasserdurchlässigen Ausführung befestigter Flächen sowie Pflanzgebote für die nicht über-
bauten Grundstücksbereiche. Dadurch soll das ortsbildprägende Grün erhalten und zugleich 
ein Beitrag zu Klimaschutz, Wasserrückhalt und Biodiversität im Siedlungsraum geleistet wer-
den. 
 

3 Planungserfordernis, Vorgaben, Rahmenbedingungen 

3.1 Ziele der Raumordnung 

Bebauungspläne sind an die Ziele der Raumordnung anzupassen (§ 1 Abs. 4 BauGB). Für den 
Marktflecken Villmar sind die Ziele der Raumordnung im Regionalplan Mittelhessen aus dem 
Jahr 2010 (RPM 2010) festgelegt.  
 
Nach dem Regionalplan Mittelhessen liegt der Planbereich innerhalb von Vorranggebiet Sied-
lung Bestand (5.2-1). Der Bebauungsplan ist an die Ziele der Raumordnung angepasst.  
 
Abbildung 2: Regionalplan Mittelhessen 2010 (unmaßstäblich vergrößert) mit Kennzeichnung 

der Lage des Plangebiets 

 
 

3.2 Flächennutzungsplan 

Der Flächennutzungsplan stellt im Planbereich Grünfläche (§ 5 (2) 5 BauGB), Zweckbestim-
mung Spielplatz dar. Der Flächennutzungsplan wird im Wege der Berichtigung angepasst 
(§ 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB). 
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Abbildung 3: Flächennutzungsplan - Ausschnitt mit Kennzeichnung der Lage des Plangebiets 

 
QUELLE: MARKTFLECKEN VILLMAR FLÄCHENNNUTZUNGSPLAN, EIGENE BEARBEITUNG (KENNZEICHNUNG PLANGEBIET) 

 

4 Festsetzungen 

4.1 Art der baulichen Nutzung 

Anlass und Ziel des Bebauungsplans ist die Schaffung der planungsrechtlichen Genehmigungs-
voraussetzungen für den Neubau eines Wohnhauses mit Arztpraxis. 
Das Plangebiet soll sich in Anbetracht der umgebenden Bebauung und der angestrebten Nut-
zungen (Wohnen und Arztpraxis) künftig als Mischgebiet gemäß § 6 BauNVO entwickeln. Der 
Ausschluss der Nutzungen gem. § 6 Abs. 2 5, 6, 7 und 8 gewährleisten eine der Umgebung 
angepasste Bebauung. 
 

4.2 Maß der baulichen Nutzung, überbaubare Grundstücksflächen, Bau-
weise 

Das Maß der baulichen Nutzung wird bestimmt durch die Festsetzung einer Grundflächenzahl 
(GRZ = 0,25), der maximal zulässigen Gebäudehöhe (OKmax = 9,5 m.) sowie durch die Zahl 
der maximal zulässigen Vollgeschosse (Z = II). Für die Bemessung der zulässigen Grundflä-
chen gelten die Regelbestimmungen der Baunutzungsverordnung (BauNVO), hier insbeson-
dere der §§ 19 und 23 BauNVO. Die überbaubaren Flächen werden durch die Festsetzung von 
Baugrenzen definiert. Bei Konkurrenz von Grundflächenzahl und überbaubarer Grundstücks-
fläche gilt die jeweils engere Festsetzung.  
 
Gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO darf die zulässige Grundfläche durch Nebenanlagen und Stellplät-
zen mit ihren Zufahrten bis zu einer Grundflächenzahl von 0,4 überschritten werden.  
 
Ferner gilt gemäß § 23 Abs. 5 BauNVO, dass auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen 
Nebenanlagen i.S.d. § 14 BauNVO zugelassen werden können. Das gleiche gilt für bauliche 
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Anlagen, soweit sie nach Landesrecht in den Abstandsflächen zulässig sind oder zugelassen 
werden können. Hiermit soll die Anordnung der Stellplätze, deren Zufahrten und ggf. anzuord-
nenden Flächen für Abfallbehälter u.ä. gewährleistet sein. 
 
Die landesrechtlichen Bestimmungen über Abstände und Abstandsflächen (§ 6 HBO) bleiben 
unberührt. 
 
Die maximal zulässige Gebäudehöhe (OKmax.) wird mit maximal 9,5 m festgesetzt und wird ab 
Erdgeschossrohfußboden bemessen. 
Die festgesetzte Höhe und die Festsetzung der Zahl 2 der Vollgeschosse als Höchstmaß fügen 
sich in die Bestandsbebauung im Umfeld ein. 
Diese Höhe darf durch Photovoltaikanlagen, sowie haustechnische Anlagen um maximal 1 m 
überschritten werden. Eine Beeinträchtigung des Ortsbildes kann damit weitestgehend ausge-
schlossen werden. 
Korrespondierend mit den festgesetzten Baugrenzen, die Abstände zu den Nachbargrundstü-
cken definieren, wird die offene Bauweise festgesetzt. 
 

4.3 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, 
Natur und Landschaft (§ 9 (1) Nr. 20 BauGB) 

Zur Förderung einer klimaangepassten, ökologisch verträglichen Siedlungsentwicklung und 
zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft werden, neben 
den Festsetzungen zum Maß der baulichen Entwicklung, folgende Maßnahmen im Bebauungs-
plan festgesetzt: 
 
Nicht überbaute befestigte Flächen wie Gehwege, Hof- und Stellplatzflächen sollen, soweit 
keine wasserwirtschaftlichen Belange entgegenstehen, wasserdurchlässig ausgeführt werden 
(z. B. mit Rasengittersteinen, Porenpflaster oder weitfugigem Pflaster). Dies dient dem Ziel, 
die natürliche Bodenfunktion soweit wie möglich zu erhalten, Oberflächenabfluss zu verringern 
und die Versickerung von Niederschlagswasser zu ermöglichen. Dadurch wird die Grundwas-
serneubildung unterstützt und das Risiko lokaler Überflutungen reduziert. 
 
Grundstücksflächen, die nicht durch Gebäude, Zufahrten oder Stellplätze versiegelt sind, sind 
als Grünflächen anzulegen und dauerhaft gärtnerisch zu pflegen. Diese Regelung dient der 
Sicherung eines durchgrünten Siedlungsbildes, fördert die Versickerungsfähigkeit des Bodens 
und verbessert das Mikroklima. Eine dauerhafte Begrünung trägt zur Luftreinhaltung, Beschat-
tung und zum Erhalt der Bodenfruchtbarkeit bei. 
 
Schottergärten und vergleichbare Freiflächengestaltungen auf Untergrundabdichtungen 
(Schutzvlies, Folie oder vergleichbares) sind unzulässig. Dieses Verbot dient dem Erhalt der 
Bodenfunktionen und der biologischen Vielfalt im Siedlungsraum. Schottergärten und ver-
gleichbare Freiflächengestaltungen auf Untergrundabdichtungen wirken sich nachteilig auf das 
Kleinklima aus, speichern Hitze, verhindern vor allem durch Schutzflies, Folien oder vergleich-
barem Möglichkeiten zur Versickerung und bieten keinen Lebensraum für Pflanzen und Tiere.  
 

5 Verfahren, Berücksichtigung fachgesetzlicher Belange 

5.1 Verfahren  

Mit dem vorliegenden Bebauungsplan wird die bauplanungsrechtliche Grundlage für den Bau 
eines Wohnhauses mit Praxisräumen einer Arztpraxis geschaffen. Mit der Planung werden die 
Voraussetzungen zur Innenentwicklung und Nachverdichtung in der Ortslage geschaffen. 
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Zur Erleichterung und Verkürzung von Verfahrens- und Verwaltungsabläufen wird für die Auf-
stellung des Bebauungsplanes das beschleunigte Verfahren nach § 13a BauGB (Bebauungs-
plan der Innenentwicklung) angewendet, die entsprechenden Voraussetzungen hierfür sind 
erfüllt: 

▪ Die nach dem Bebauungsplan zulässige maximale Grundfläche beträgt in der Summe 
rd. 505 qm. Sie liegt weit unterhalb des nach § 13a BauGB anzulegenden Grenzwerts 
von 20.000 qm, bis zu dem das beschleunigte Verfahren ohne weitere Prüfungen an-
gewendet werden darf. 

▪ Es werden keine Vorhaben vorbereitet, die einer Pflicht zur Durchführung einer Um-
weltverträglichkeitsprüfung unterliegen. 

▪ Es bestehen keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der Schutzgüter nach 
§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b BauGB. 
Der Verweis bezeichnet als Belange die Erhaltungsziele und den Schutzzweck der Na-
tura 2000-Gebiete im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes (FFH-Gebiete, Vogel-
schutzgebiete, Naturschutzgebiete). Im Planbereich und seinem Umfeld sind keine 
Schutzgebiete ausgewiesen oder zur Ausweisung vorgesehen.  

 
Bei der maximal zulässigen Grundfläche von 20.000 qm ist zu berücksichtigen, dass Grundflä-
chen mehrerer Bebauungspläne, die in einem engen sachlichen, räumlichen und zeitlichen 
Zusammenhang stehen, mitzurechnen sind (vgl. § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB). Unter Her-
anziehung der Kommentierung zum Baugesetzbuch von Ernst/Zinkahn/Bielenberg (Kommen-
tar zum BauGB, Rn 44 zu § 13a) ist unter der „Kumulation“ folgendes zu verstehen: 

1. Eine Kumulation der zulässigen Grundflächen kann grundsätzlich nur zwischen Be-
bauungsplänen der Innenentwicklung gem. § 13a BauGB in Betracht kommen. 

2. Der „enge sachliche Zusammenhang“ bezeichnet eine in mehrere Teilplanungen 
aufgeteilte Planung, bei der die Teilpläne alle auf ein Vorhaben zielen. In Fällen der 
im Städtebau üblichen abschnittsweisen Planung (nach Bedarf, Budget, Flächen-
verfügbarkeit) fehlt es an dem zeitlichen Zusammenhang im Sinne des § 13a 
BauGB, 

3. Als „räumlicher Zusammenhang“ ist ein Nebeneinander, ein Angrenzen der Plange-
biete zu verstehen. 

4. Im „zeitlichen Zusammenhang“ werden die Bebauungspläne im Sinne von parallel 
mehr oder weniger gleichzeitig aufgestellt. 

 
Aktuell stellt der Marktflecken Villmar keine weiteren Planungsverfahren unter Anwendung des 
§ 13a BauGB auf. Im räumlichen Zusammenhang mit dem Bebauungsplan „Am Wiesenberg“, 
wurden auch in der Vergangenheit keine Planungsverfahren durchgeführt. Die Voraussetzun-
gen für das beschleunigte Verfahren sind erfüllt. 
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5.2 Wasserwirtschaft, Altflächen, Erschließung 

5.2.1 Gewässer, Grundwasser, Starkregen 

Fließ- und Oberflächengewässer sind im Plangebiet und seinem Umfeld nicht vorhanden. Das 
Plangebiet liegt nach gruschu.hessen.de in keinem Wasser- oder/und Trinkwasserschutzge-
biet. 
 
Im Planbereich befinden sich laut Fließpfadkarte des Starkregenviewers Hessens keine Fließ-
pfade. Die an das Plangebiet angrenzenden Gebäude befinden sich außerhalb des Gefähr-
dungsbereichs. 
 
Abbildung 4:  Fließpfadkarte (Ausschnitt) 

 
QUELLE: STARKREGENVIEWER HESSEN (2025) 

 
Die Starkregengefährdung im Plangebiet ist laut Starkregenhinweis-Index hoch, mit einer nicht 
erhöhten Vulnerabilität. 
 
Festsetzungen zur Verringerung baulicher Verdichtung: GRZ 0,25. Über gebäude- bzw. bau-
grundstücksbezogene Vorschriften kann Einfluss auf den Wasserhaushalt genommen werden. 
Über die Grundflächenzahl gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und über die Begrenzung der über-
baubaren Grundstücksflächen gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB kann die Versiegelung der Bau-
grundstücke gesteuert werden. Im Geltungsbereich wurde eine GRZ von 0,25 gewählt und 
Baugrenzen eingezeichnet. Die Flächen mit Bindung zum Erhalt von Sträuchern und Bäumen 
im Plangebiet trägt ebenfalls zur Steuerung der Versiegelung des Grundstücks bei. Die Flächen 
sind von Versiegelungen freizuhalten. 
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Abbildung 5:  Starkregen-Hinweiskarte (Ausschnitt) 

 
QUELLE: STARKREGENVIEWER HESSEN (2025) 

 

5.2.2 Standortbeurteilung Erdwärme 

Der Standort wird aus hydrogeologischer Sicht für die Gewinnung von Erdwärme als ungünstig 
beurteilt. Begründet wird dies laut HLNUG Geologie Viewer, dass der Planbereich innerhalb 
eines Gebiets mit einer hohen Wasserdurchlässigkeit der Grundwasserleiter (Gebiete mit Karst-
grundwasserleitern) liegt. 
 

5.2.3 Altflächen, Bodenschutz 

Nachsorgender Bodenschutz 
Informationen über vorhandene schädliche Bodenverunreinigungen oder Altflächen liegen 
nicht vor. 
 
Vorsorgender Bodenschutz 
Dem vorsorgenden Bodenschutz, also der Vermeidung und Minimierung von Eingriffen in das 
Schutzgut Boden, kommt durch die Implementierung in das Baugesetzbuch (§ 1a BauGB - 
ergänzende Vorschriften zum Umweltschutz) in Form einer Abwägungsdirektive ein hoher Stel-
lenwert zu.  
Abgeleitet aus der Bodenschutzklausel1 sind vorrangig zusätzliche Flächeninanspruchnahmen 
möglichst zu verringern. Instrumente dafür sind Maßnahmen der Innenentwicklung (Nachver-
dichtung und Wiedernutzbarmachung von Flächen) und die Begrenzung der Bodenversiege-
lung auf das notwendige Maß. 
  

 
1 § 1a Abs. 1 Satz 1 BauGB: Mit Grund und Boden soll sparsam und schonend umgegangen werden; 

dabei sind zur Verringerung der zusätzlichen Inanspruchnahme von Flächen für bauliche Nutzungen 
die Möglichkeiten der Entwicklung der Gemeinde insbesondere durch Wiedernutzbarmachung von 

Flächen, Nachverdichtung und andere Maßnahmen zur Innenentwicklung zu nutzen sowie Boden-
versiegelungen auf das notwendige Maß zu begrenzen. 
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Vorsorgender Bodenschutz umfasst im Wesentlichen2 

▪ die Vorsorge gegen das Entstehen schadstoffbedingter schädlicher Bodenverände-
rungen, 

▪ den Schutz der Böden vor Erosion, Verdichtung und vor anderen nachteiligen Ein-
wirkungen auf die Bodenstruktur, 

▪ einen sparsamen und schonenden Umgang mit dem Boden, unter anderem durch 
eine Begrenzung der Flächeninanspruchnahme auf das notwendige Maß. 

 
Unter diesen Gesichtspunkten steht die Planung im Einklang mit den gesetzlichen Grundlagen 
und den politischen Zielvorgaben für einen sparsamen Umgang mit dem Boden. 
Schadstoffbedingte schädliche Bodenveränderungen sind bei der ausgeübten und zukünftig 
geplanten Nutzung nicht zu erwarten. 
 

5.2.4 Erschließung 

Das Grundstück ist über die südlich angrenzende Straße „Am Wiesenberg“ gesichert.  
 
Niederschlagswasser soll ortsnah versickert, verrieselt oder direkt über eine Kanalisation ohne 
Vermischung mit Schmutzwasser in ein Gewässer eingeleitet werden, soweit dem weder was-
serrechtliche noch sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften noch wasserwirtschaftliche Be-
lange entgegenstehen (§ 55 Abs. 2 HWG). 
„Abwasser, insbesondere Niederschlagswasser, soll von der Person, bei der es anfällt, verwer-
tet werden, wenn wasserwirtschaftliche und gesundheitliche Belange nicht entgegenstehen“ 
(§ 37 Abs. 4 HWG). Wenn das Niederschlagswasser versickert werden soll, ist ein hydrologi-
sches Gutachten im Einzelfall erforderlich, da aufgrund von geologischen Gegebenheiten eine 
Versickerung nicht überall möglich ist. Hierfür ist das ATV/DWA Arbeitsblatt A 138 - Planung, 
Bau und Betrieb von Anlagen zur Versickerung von Niederschlagswasser - zu beachten. 
 
Die Entwässerung ist durch den Bauherrn im Rahmen des Entwässerungsantrags zu klären. In 
der Vorhabenplanung sind im Rahmen der Genehmigungsplanung die notwendigen Erschlie-
ßungsmaßnahmen mit den jeweiligen Versorgungsträgern abzustimmen und die erforderlichen 
Genehmigungen / Erlaubnisse einzuholen. 
 
Die Versorgung mit Energie und Telekommunikation ist im Zuge des Baugenehmigungsverfah-
rens durch den Bauherrn selbst sicherzustellen. 
 
Bei Abriss- und Erdarbeiten sind die Vorgaben im Merkblatt „Entsorgung von Bauabfällen“ 
(Stand 2015) der Regierungspräsidien in Hessen zu beachten. 
 

5.3 Verkehr 

Die verkehrliche Erschließung für das Plangebiet erfolgt über die Straße „Am Wiesenberg“ mit 
einer direkten Grundstückszufahrt. Ausgeschlossen ist eine Zufahrt oder Zuwegung an der 
westlichen Planbereichsgrenze. Planungsrechtlich wird das Verbot der Zufahrt durch die Fest-
setzungen eines Bereiches ohne Ein- und Ausfahrt betont. 
 
Zusätzlich wird das Plangebiet durch den öffentlichen Personennahverkehr erschlossen. Die 
nächstgelegene Bushaltestelle „Rathaus“ befindet sich in rd. 280 m südwestlich fußläufiger 
Entfernung. Der westlich gelegene Bahnhof von Villmar befindet sich in rund 1 km fußläufiger 
Entfernung. 

 
2 vgl. „Bodenschutz in der Bauleitplanung“ Arbeitshilfe des HMULV, Februar 2011 
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Abbildung 6:  ÖPNV-Anbindung 

 
QUELLE: ÖPNVKARTE.DE, EIGENE BEARBEITUNG 

 

5.4 Umweltprüfung, Eingriffe in Natur und Landschaft 

Bei Bebauungsplänen der Innenentwicklung gem. § 13a BauGB, die im beschleunigten Ver-
fahren aufgestellt werden, wird von der Umweltprüfung und dem Umweltbericht abgesehen. 
Eingriffe, die auf Grund der Aufstellung des Bebauungsplanes zu erwarten sind, gelten als vor 
der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig.  
 
Unberührt von diesen Maßgaben des § 13a BauGB ist zu prüfen, ob Gebiete von gemeinschaft-
licher Bedeutung oder spezielle artenschutzrechtliche Anforderungen betroffen sind. Ausge-
wiesene Schutzgebiete (Naturschutzgebiete, Landschaftsschutzgebiete) sind von der Planung 
nicht betroffen (Informationsportal „natureg.hessen.de“). 
 
Die Planung bereitet kein Projekt vor, für das die Durchführung einer Umweltverträglichkeits-
prüfung vorgeschrieben ist. Eine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeits-
prüfung besteht auch für die städtebauliche Planung nicht (Anlage 1 zum UVPG, Ziffer 18). 
 
 

6 Bodenordnung 

Maßnahmen zur Bodenordnung (Baulandumlegung) sind nicht vorgesehen. 
Das Plangebiet ist insgesamt rd. 2.160 qm groß. Nach der festgesetzten Grundflächenzahl von 
0,25 und unter Beachtung der Baugrenzen können rd. 505 qm mit Hauptanlagen neu bebaut 
werden. 
 


